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des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 
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Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

— Drucksache V/4090 — 


A. Bericht des Abgeordneten Krug 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
227. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
23. April 1969 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend sowie an den 
Finanzausschuß, an den Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen mitberatend und an den 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 
der Geschäftsordnung überwiesen. 


Mit dem Entwurf wird dem Verfassungsauftrag 1 
des Artikels 91 a Abs. 2 Satz 1 GG entsprochen, 
ein Ausführungsgesetz zu Artikel 91 a Abs. 1 
Nr. 3 GG vorzulegen. Das Gesetz ist das dritte von 
drei in der Finanzreform vorgesehenen Gemein- 
schaftsaufgabengesetzen und soll wie das Finanz- 
reformgesetz selbst am 1. Januar 1970 in Kraft 
treten. 

Gemeinschaftsaufgaben sind nach Artikel 91 a GG 
Aufgaben der Länder, an denen der Bund durch eine 
anteilige Finanzierung und eine gemeinsame Rah- 
menplanung mitwirkt. Nach der Verfassung können 
das nur diejenigen Länderaufgaben sein, die für 
die Gesamtheit bedeutsam sind und bei denen die 
Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse erforderlich ist. Kraft der Fest- 
stellung in der Verfassung (Artikel 91 a Abs. 1 
Nr. 3 GG) zählt die Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes zu den Gemeinschafts- 
aufgaben. Auf dem Wege über die verfassungs- 
mäßig definierte Gemeinschaftsaufgabe soll die bis- 
herige Zusammenarbeit von Bund und Ländern auf 


dem Gebiet der Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes noch vertieft werden. 

Der Gesetzentwurf stimmt in seinem Aufbau so- 
wie in den Bestimmungen über das Verfahren und 
die Einrichtung für eine gemeinsame Rahmenpla- 
nung weitgehend mit den beiden anderen Gemein- 
schaftsaufgabengesetzen überein. Er hat die Auf- 
gaben, 

1. den Umfang der Gemeinschaftsaufgabe näher zu 
bestimmen (§ 1), 

2. Bestimmungen über das Verfahren und die Ein- 
richtung für eine gemeinsame Rahmenplanung 
zu treffen (§§ 4 bis 8) 

und 

3. die gemeinsame Finanzierung der Maßnahmen 
durch Bund und Länder festzulegen (§ 10). 

Der Gesetzentwurf ist im Laufe der Beratungen 
des Ernährungsausschusses in einigen Bestimmun- 
gen ergänzt oder geändert worden. Der überwie- 
gende Teil der Änderungen betrifft Klarstellungen. 
Auf Anregung des Bundesrates wurden im wesent- 
lichen zwei materielle Änderungen vorgenommen. 
Der Katalog der finanziellen Förderungsarten wurde 
um Bürgschaften erweitert, während durch die 
Streichung des § 12 Abs. 2 die gemeinsame Finan- 
zierung nach den vorgesehenen festen Vomhundert- 
sätzen nicht schon am 1. Januar 1970 in Kraft treten 
soll, sondern bis zur Aufstellung und Durchführung 
des ersten Rahmenplans, längstens jedoch bis zum 
31. Dezember 1972, hinausgeschoben werden kann. 
Bis dahin werden Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes nach den 
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bisherigen Grundsätzen mit Hilfe von Richtlinien 
und Dotationsauflagen des Bundes gefördert. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen hat die Beschlüsse des Ernäh- 
rungsausschusses gebilligt. Die Vorschläge des 
ebenfalls mitberatenden Finanzausschusses wurden 
sämtlich vom Ernährungsausschuß übernommen. Der 
Haushaltsausschuß wird sich in einem besonderen 
Bericht zu dem Gesetzentwurf äußern. 


II. 

Zu den Vorschriften im einzelnen ist folgendes 
zu bemerken: 

Zu § 1 

Der Gesetzentwurf bestimmt in § 1 die Maß- 
nahmen näher, die als Gemeinschaftsaufgabe vor- 
gesehen sind. Die Maßnahmen zur Verbesserung 
der Agrarstruktur umfassen sowohl die Agrarstruk- 
turmaßnahmen im engeren Sinne als auch die Be- 
triebs- und Marktstruktur. Neben der Agrarstruktur 
zählt auch der Küstenschutz zu der Gemeinschafts- 
aufgabe. Im Interesse einer größeren Flexibilität 
der Verwaltung wurden Maßnahmengruppen gebil- 
det. Maßnahmen, die der Agrarstrukturverbesserung 
dienen oder den Erfolg der Agrarstrukturverbesse- 
rung sichern, sind vom Katalog des § 1 Abs. 1 
gedeckt. 

Der Ausschuß legte Wert darauf, daß die brach- 
liegenden landwirtschaftlichen Flächen und die nicht 
mehr wirtschaftlich nutzbaren land- und forstwirt- 
schaftlichen Böden erhalten werden und nicht der 
Verwilderung anheimfallen. Der Ausschuß war der 
Auffassung, daß im Hinblick auf die Erhaltung der 
Kulturlandschaft diesem Erfordernis im Rahmen 
dieses Gesetzes Rechnung getragen werden müßte. 

Gegen die Einbeziehung anderer Maßnahmen, 
insbesondere soweit sie zur Sicherung „sozialökono- 
mischer'' Leistungen der Land- und Forstwirtschaft 
dienen, bestehen verfassungsrechtliche Bedenken. 
Deshalb wurde auch der von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Katalog entgegen dem Bestreben 
des Bundesrates nicht erweitert. 

Sollten künftig im Rahmen der Verbesserung der 
Agrarstruktur neue Maßnahmen zur Verbesserung 
der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der 
Land- und Forstwirtschaft erforderlich werden, die 
nicht von § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c ge- 
deckt werden, so dient Buchstabe d als Auffangtat- 
bestand. Die Notwendigkeit eines Auffangtatbe- 
standes wurde vom Ausschuß mit Rücksicht auf 
eine schnelle und wirksame Durchführung von 
neuen Maßnahmen ausdrücklich anerkannt. Da die 
Ermächtigung an die Verwaltung in § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe d, „Sonstige Maßnahmen" als Gemein- 
schaftsaufgabe durchzuführen, auf Maßnahmen zur 
Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin- 
gungen beschränkt ist, teilt der Ausschuß nicht die 
Bedenken des Bundesrates, daß der Begriff zu un- 
bestimmt sei. 


Zu § 2 

§ 2 enthält als allgemeine Grundsätze die Auf- 
gaben und Ziele der Gemeinschaftsaufgabe. 

Zu § 3 

; In § 3 sind die verschiedenen Förderungsarten 
genannt. Auf Anregung des Bundesrates wurden 
Bürgschaften als weitere Förderungsart ergänzt. Da- 
mit wird eine weitere Förderungsmöglichkeit er- 
öffnet, die bisher auch vereinzelt angewandt wor- 
den ist. Die Gewährung von Bürgschaften im kon- 
j kreten Fall bedarf jedoch der sorgfältigen Prüfung 
nach haushaltswirtschaftlichen Gesichtspunkten. 

Zu §§ 4 bis 8 

Die §§ 4 bis 8 enthalten Vorschriften über die 
Einrichtung und das Verfahren einer gemeinsamen 
Rahmenplanung durch Bund und Länder. Diese Vor- 
schriften stimmen mit denen in den beiden anderen 
Gesetzen über die Gemeinschaftsaufgaben im 
j wesentlichen überein. Unter dem Vorsitz des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
! Forsten soll ein Planungsausschuß gebildet werden, 

| in welchem auf der Bundesseite auch der Bundes- 
j minister der Finanzen vertreten ist. Die Stimmen- 
zahl des Bundes entspricht der Zahl aller Länder. 
Jedes Land hat eine Stimme. Der Planungsaus- 
schuß beschließt mit einer Mehrheit von drei Vier- 
teln der Stimmen der anwesenden Mitglieder (§ 6). 
Der Rahmenplan muß der mehrjährigen Finanzpla- 
nung des Bundes und der Länder entsprechen (§ 4). 

Im Rahmen der §§ 4 bis 8 wurde der Regierungs- 
entwurf in § 5 Abs. 2 erweitert. Da es künftig 
auf Grund der Beschlüsse des Vermittlungsaus- 
schusses zum Finanzreformgesetz keine Richtlinien 
zur Durchführung eines Rahmenplans geben wird, 
ist es unbedingt erforderlich, durch den Planungs- 
j ausschuß zumindest allgemeine Zuwendungsgrund- 
! sätze über die Vergabe von Mitteln für die im 
j Rahmenplan vorgesehenen Maßnahmen festzulegen. 

| Die Bundesregierung hat diese Notwendigkeit er- 
I kannt. Der Ernährungsausschuß hält es jedoch in 
Übereinstimmung mit dem Finanzausschuß zur 
Sicherstellung gleicher Förderungsvoraussetzungen 
und zur Vermeidung einer Förderungskonkurrenz 
für wichtig, Absatz 2 Nr. 1 noch um den Begriff 
„Förderungsvoraussetzungen" zu ergänzen. 

Zur Klarstellung und im Interesse eines logischen 
Aufbaus wurde § 6 Abs. 2 des Regierungsentwurfs 
umgestellt und in zwei selbständige Absätze aufge- 
teilt. 

Zu § 9 

§ 9 stellt klar, daß die Durchführung des Rahmen- 
plans Aufgabe der Länder ist. 

Zu § 10 

§ 10 regelt die Erstattung durch den Bund für 
Aufwendungen der Länder und bestimmt die Be- 
teiligungsquoten des Bundes. Die Quoten der Län- 
der sind gleich. Durch die festen Beteiligungsquoten 
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werden künftig die bisher wechselnden und oft nur 
auf Dotationsauflagen beruhenden Mitleistungsver- 
pflichtungen der Länder eindeutig durch Gesetz fest- 
gelegt. Der in Artikel 91 a Abs. 4 Satz 2 GG mit 
mindestens der Hälfte der Zweckausgaben ange- 
gebene Finanzierungsanteil des Bundes ist ent- 
sprechend dem Verfassungsauftrag des Artikels 91 a 
Abs. 4 Satz 3 in der Weise konkretisiert worden, 
daß der Bund für den Küstenschutz 70 v. H. und für 
die Maßnahmen der Agrarstrukturverbesserung 
60 v. H. der Zweckausgaben leistet. 

Zu § 11 

§ 1 1 regelt die Rückzahlung und Verzinsung von 
Bundesmitteln. Da § 3 und die Förderungsart der 
Bürgschaften erweitert wurde, mußte auch § 11 

Abs. 1 entsprechend ergänzt werden. In Absatz 4 
wurde eine redaktionelle Änderung vorgenommen, 
um den Gesetzentwurf dem Text des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur anzupassen. 
Der Ernährungsausschuß stimmt dem Bundesrat und 
dem Finanzausschuß in der Auffassung zu, daß § 11 
Abs. 5 in diesem Gesetz systemwidrig ist und des- 
halb gestrichen werden sollte. 

Zu §§ 12 ff. 

§§ 12 ff. enthalten Übergangs- und Schlußbestim- 
mungen. Die Uberleitungsvorschrift ist erforderlich, 
um im Interesse der Landwirtschaft einen möglichst 
reibungslosen Übergang vom bisherigen System der 
Förderung der Agrarstrukturmaßnahmen auf die 
künftige gemeinsame Rahmenplanung zu erreichen. 
Im Verlauf der Beratungen hat sich jedoch herausge- 
stellt, daß es nicht genügt, in der Übergangszeit nur 
nach den bisherigen Grundsätzen — das sind insbe- 
sondere die bisherigen Zuwendungsrichtlinien sowie 
das Verfahren der Mittelzuweisung — weiter zu 
verfahren, sondern auch das gegenwärtige Finan- 
zierungssystem mit wechselnden Beteiligungsver- 
hälLnissen lür eine gewisse Übergangszeit fortzu- 
führen. Der Ernährungsausschuß ist deshalb dem 
ßundesrat gerade auch im Interesse der Länder in 
dieser wichtigen Frage entgegengekommen und 
schlägt vor, § 12 Abs. 2 zu streichen. Die künftigen 
Beteiligungsquoten des Bundes und der Länder 
(60 : 40 für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und 70 : 30 zur Verbesserung des 


Küstenschutzes) werden folglich erst angewendet 
werden, sobald der erste gemeinsame Rahmenplan 
durchgeführt wird, spätestens jedoch ab 1. Januar 
1973. Daher wird auch die mehrjährige Finanzpla- 
nung des Bundes und der Länder zumindest für das 
Jahr 1970 durch dieses Gesetz nicht berührt. 

Ob und wie die Finanzplanungen für die Jahre 
1971 und 1972 beeinflußt werden, hängt davon ab, 
wann und in welchem Umfang der erste gemein- 
same Rahmenplan aufgestellt und durchgeführt wer- 
den kann. 

III. 

Bei einer Gesamtwürdigung des Gesetzentwurfs 
muß festgestellt werden, daß er als ein Teil der 
Finanzreform den gestellten Auftrag erfüllt, die 
Gemeinschaftsaufgabe zu konkretisieren sowie das 
Verfahren und die Einrichtungen für eine gemein- 
same Rahmenplanung auszugestalten. Es muß zwar 
bemerkt werden, daß die künftige Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder im Bereich der Agrar- 
strukturverbesserung und des Küstenschutzes durch 
das Verfahren einer gemeinsamen Rahmenplanung 
mit Hilfe des Planungsausschusses keine Erleichte- 
rung gegenüber dem gegenwärtigen Verfahren 
bringt, aber es ist gleichzeitig zu hoffen, daß die 
bisher schon bestehende enge Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern im Bereich der Agrarstrukturver- 
besserung und des Küstenschutzes durch dieses Ge- 
setz auf verfassungsmäßiger Grundlage vertieft und 
transparenter werden kann. Wenn auch die Förde- 
rung der Agrarstrukturverbesserung und des Kü- 
stenschutzes eine Länderaufgabe ist, so muß doch 
betont werden, daß Bund und Länder gegenüber der 
Agrarwirtschaft gemeinsam die Verantwortung für 
eine erfolgreiche Förderung tragen. Der vorliegende 
Gesetzentwurf will dazu beitragen, daß dies durch 
eine gemeinsame Finanzierung und gemeinsame 
Rahmenplanung geschehen kann. 

Eine Minderheit des Ausschusses lehnte das Ge- 
setz in seiner Gesamtheit ab, da die Trennung der 
Aufgaben von Bund und Ländern im Gesetz nicht 
klar genug zum Ausdruck kommt. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf in der Fassung des Ausschußantrages 
anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Krug 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4090 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht 

Vorsitzender 


Krug 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

- — Drucksache V/4090 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
(17. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes werden als Gemeinschaftsaufgabe 
im Sinne des Artikels 91 a Abs . 1 des Grundgeset- 
zes wahrgenommen: 

1. Verbesserung der Produktions- und Ar- 
beitsbedingungen in der Land- und Forst- 
wirtschaft durch 

a) Flurbereinigung und freiwilligen Land- 
tausch, 

a) Vergrößerung und Aussiedlung land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe, 

c) rationellere Gestaltung land- und forst- 
wirtschaftlicher Betriebe sowie der 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeu- 
gung, 

d) sonstige Maßnahmen, die für die ge- 
samte Land- und Forstwirtschaft be- 
deutsam sind; 

2. wasserwirtschaftliche und kulturbautech- 
nische Maßnahmen; 

3. Verbesserung der Marktstruktur in der 
Land-, Fisch- und Forstwirtschaft durch 

a) Förderung von Zusammenschlüssen 
land-, fisch- und forstwirtschaftlicher 
Erzeuger; 


§ 1 

Gemeinschaftsaufgabe 

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes werden von den Ländern unter Mit- 
wirkung des Bundes nach Maßgabe dieses Gesetzes 
als Gemeinschaftsaufgabe wahrgenommen: 

1. Maßnahmen zur Verbesserung der Produk- 
tions- und Arbeitsbedingungen in der 
Land- und Forstwirtschaft durch 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) unverändert 


2. unverändert 

3. Maßnahmen zur Verbesserung der Markt- 
struktur in der Land-, Fisch- und Forstwirt- 
schaft durch 

a) unverändert 
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b) Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung 
und Stillegung von Vermarktungsein- 
richtungen zur Rationalisierung und 
Verbesserung des Absatzes land-, fisch- 
und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse-, 

4. Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit 
an den Küsten der Nord- und Ostsee so- 
wie an den fließenden oberirdischen Ge- 
wässern im Tidegebiet gegen Sturmfluten 
(Küstenschutz) . 

(2) Eine für Maßnahmen gemäß Absatz 1 erfor- 
derliche Vorplanung ist Bestandteil der Gemein- 
schaftsaufgabe. 

§ 2 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe dient 
dazu, eine leistungsfähige, auf künftige Anforde- 
rungen ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft zu 
gewährleisten und deren Eingliederung in den ge- 
meinsamen Markt der Europäischen Gemeinschaften 
zu erleichtern sowie den Küstenschutz zu verbes- 
sern. Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung zu beachten. 

(2) Bei der Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
sollen räumliche und sachliche Schwerpunkte gebil- 
det werden. Die Maßnahmen sind mit anderen öf- 
fentlichen Neuordnungs- und Entwicklungsmaßnah- 
men abzustimmen. 

§ 3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Zuschüssen, Darlehen und Zinszuschüssen be- 
stehen. 

§ 4 

Gemeinsamer Rahmenplan 

(1) Für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgabe 
wird ein gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. 

(2) Der Rahmenplan ist für den Zeitraum der 
Finanzplanung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu 
prüfen, der Entwicklung anzupassen und fortzufüh- 
ren. Die mehrjährige Finanzplanung des Bundes 
und der Länder ist zu berücksichtigen. 

§ 5 

Inhalt des Rahmenplans 

(1) Der Rahmenplan bezeichnet die jeweils in 
den einzelnen Haushaltsjahren durchzuführenden 
Maßnahmen mit den ihnen zugrunde liegenden Ziel- 
vorstellungen. Er weist die Arten der Förderung, 
nach Ländern getrennt, sowie die vom Bund und 
von jedem Land für die Erfüllung der Gemein- 
schaftsaufgabe im nächsten Jahr bereitzustellenden 


— 5. Wahlperiode 

Beschlüsse des 17. Ausschusses 
b) unverändert 


4. unverändert 


(2) unverändert 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

Förderungsarten 

Die finanzielle Förderung kann in der Gewährung 
von Zuschüssen, Darlehen, Zinszuschüssen und Bürg- 
schaften bestehen. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Inhalt des Rahmenplans 

(1) unverändert 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4374 


Entwurf 

und für die folgenden Jahre des Planungszeitrau- 
mes jeweils vorzusehenden Mittel aus. 

(2) Der Rahmenplan enthält ferner bei den ein- 
zelnen Maßnahmen Angaben über 

1. den Verwendungszweck der Mittel, 

2. die Art und Höhe der Bundes- und Lan- 
desmittel sowie die Beteiligung Dritter 
und der Begünstigten, 

3. die Sicherung der Mittel, 

4. die Tilgung und Verzinsung von Darlehen, 

5. die Rückforderung von Mitteln. 

§ 6 

Planungsausschuß 

(1) Für die Rahmenplanung bilden die Bundes- 
regierung und die Landesregierungen einen Pla- 
nungsausschuß. Ihm gehören der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Vorsit- 
zender sowie der Bundesminister der Finanzen und 
ein Minister (Senator) jedes Landes an. Eine Vertre- 
tung ist zulässig. 


(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen. Bund und 
Länder haben die gleiche Stimmenzahl. Jedes Land 
hat eine Stimme. Die Stimmen des Bundes können 
nur einheitlich abgegeben werden. 

(3) Der Planungsausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§ 7 

Anmeldung zum Rahmenplan 

(1) Bis zum 1. Februar jedes Jahres schlagen die 
Länder dem Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten die von ihnen vorgesehenen 
Maßnahmen zur Aufnahme in den Rahmenplan vor. 
Mit der Anmeldung gilt die Zustimmung des Lan- 
des gemäß Artikel 91 a Abs. 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes als erteilt. Die Zustimmung kann bis zur 
Beschlußfassung über den Rahmenplan widerrufen 
werden. 

(2) Die Anmeldung enthält Angaben über 

1. die Art und den Umfang der jährlich 
durchzuführenden Maßnahmen sowie 

2. die voraussichtlichen Kosten, getrennt 
nach Maßnahmen, Kostenträgern und 
Haushaltsjahren. 

Die angemeldeten Maßnahmen sind zu begrün- 
den. Aus der Begründung muß ersichtlich sein, daß 
die Maßnahmen wirtschaftlich und zweckmäßig 
sind. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


(2) Der Rahmenplan enthält ferner bei den Maß- 
nahmen Angaben über 

1. den Verwendungszweck der Mittel und 

die Förderungsvoraussetzungen, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

§ 6 

Planungsausschuß 

(1) unverändert 


(la) Die Stimmenzahl des Bundes entspricht der 
Zahl aller Länder. Jedes Land hat eine Stimme. 

(2) Der Planungsausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen, 

(3) unverändert 

§ 7 

unverändert 
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(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten legt die Anmeldungen der Län- 
der und seine eigenen Vorschläge dem Planungsaus- 
schuß zur Beschlußfassung vor. 

(4) Für Anmeldungen zur Änderung des Rahmen- 
plans gelten die Absätze 1 bis 3 sinngemäß. 

§ 8 

Verfahren nach Beschluß über den Rahmenplan 

Der Planungsausschuß leitet den Rahmenplan der 
Bundesregierung und den Landesregierungen zu. 
Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
nehmen die für die Durchführung des Rahmenplans 
im nächsten Jahr erforderlichen Ansätze in die Ent- 
würfe ihrer Haushaltspläne auf. 

§ 9 

Durchführung des Rahmenplans 

(1) Die Durchführung des Rahmenplans ist Auf- 
gabe der Länder. 

(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bun- 
desregierung und den Bundesrat auf Verlangen über 
die Durchführung des Rahmenplans und den allge- 
meinen Stand der Gemeinschaftsaufgabe. 

§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich Artikel 91 a 
Abs. 4 Satz 3 des Grundgesetzes jedem Land die 
ihm in Durchführung des Rahmenplans entstandenen 
Zweckausgaben in Höhe von 

60 v. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
und bei der dazu erforderlichen Vorpla- 
nung (§ 1 Abs. 2) 

sowie 

70 v. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 
bei der dazu erforderlichen Vorplanung 
(§ 1 Abs. 2). 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem jeweiligen Stand der 
Maßnahme und der bereitgestellten Haushaltsmittel 
Zahlungen an das Land. Zur Feststellung des Mittel- 
bedarfs teilen die Länder dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Höhe der 
verausgabten Mittel sowie den Stand und die vor- 
aussichtliche Entwicklung der Maßnahmen mit. 

§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen ge- 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich Artikel 91 a 
Abs. 4 Satz 3 des Grundgesetzes jedem Land die 
ihm in Durchführung des Rahmenplans entstandenen 
Ausgaben in Höhe von 

60. v. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
und bei der dazu erforderlichen Vorpla- 
nung (§ 1 Abs. 2) 

sowie 

70 v. H. bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 
bei der dazu erfoderlichen Vorplanung 
(§ 1 Abs. 2). 

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen 
Höhe des nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden 
Betrages entsprechend dem jeweiligen Stand der 
Maßnahme und der bereitgestellten Haushaltsmittel 
Vorauszahlungen an das Land. Zur Feststellung des 
Mittelbedarfs teilen die Länder dem Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Höhe 
der verausgabten Mittel sowie den Stand und die 
voraussichtliche Entwicklung der Maßnahmen mit. 

§ 11 

Rückzahlung und Verzinsung der Bundesmittel 

(1) Beträge, die vom Zuwendungsempfänger zur 
Tilgung und Verzinsung erhaltener Darlehen oder 
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Entwurf 

zahlt werden, sind vom Land anteilig an den Bund 
abzuführen. 


(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von 
einem Land zurückfordern, wenn die festgelegten 
Bedingungen ganz oder teilweise nicht erfüllt wer- 
den. 

(3) Im Falle der Nichterfüllung der Bedingungen 
durch den Zuwendungsempfänger fordert das Land 
die Mittel in Höhe des Bundesanteils zurück und 
leitet die zurückerhaltenen Beträge an den Bund 
weiter. 

(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Ab- 
sätzen abzuführenden Beträge sind vom Land in 
Höhe des jeweiligen Diskontsatzes der Deutschen 
Bundesbank zu verzinsen, im Falle des Absatzes 2 
vom Zeitpunkt der Auszahlung der Bundesmittel, 
und im Falle der Absätze 1 und 3 vom Beginn des 
zweiten auf den Eingang des Betrages beim Land 
folgenden Monats an. 

(5) Vorschritten über die Haftung der Länder 
gegenüber dem Bund für eine ordnungsgemäße Ver- 
waltung (Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes) 
werden durch die Absätze 2, 3 und 4 nicht berührt. 

§ 12 

Überleitungsvorschrift 

(1) Bis zum Beginn der Durchführung des ersten 
Rahmenplans kann nach den bisherigen Grundsät- 
zen verfahren werden, längstens jedoch bis zum Ab- 
lauf des zweiten Kalenderjahres, das dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes folgt. 

(2) Die Beteiligungsquoten des § 10 gelten für die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gezahlten 
Mittel. 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Absatz 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 

zum Ausgleich der auf Grund übernommener Bürg- 
schaften erstatteten Ausfälle gezahlt werden, sind 
vom Land anteilig an den Bund abzuführen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Ab- 
sätzen abzuführenden Beträge sind vom Land in 
Höhe von 2 v. H. über dem für Kassenkredite des 
Bundes geltenden Zinssatz der Deutschen Bundes- 
bank zu verzinsen, im Falle des Absatzes 2 vom 
Zeitpunkt der Auszahlung der Bundesmittel an r im 
Falle der Absätze 1 und 3 vom Beginn des zweiten 
auf den Eingang des Betrages beim Land folgenden 
Monats. 

Absatz 5 entfällt 


§ 12 

Uberleitungsvorschrift 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 
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